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142  Belehrung über Rechtsmittel und Rechtsbehelfe 
 
(1) 1Ist der Angeklagte bei der Verkündung des Urteils anwesend, belehrt ihn der Vorsitzende über die 
zulässigen Rechtsmittel (§ 35a StPO). 2Dabei wird dem Angeklagten ein Merkblatt ausgehändigt, auf das 
wegen der Einzelheiten verwiesen werden kann. 3Bei einem Angeklagten, der der deutschen Sprache nicht 
hinreichend mächtig ist, hat die durch den hinzugezogenen Dolmetscher (Nummer 181 Absatz 1) zu 
vermittelnde Rechtsmittelbelehrung den Hinweis zu enthalten, dass die schriftliche Rechtsmitteleinlegung in 
deutscher Sprache erfolgen muss. 4Die Belehrung wird im Protokoll über die Hauptverhandlung vermerkt.

(2) 1Der Angeklagte soll nicht veranlasst werden, im unmittelbaren Anschluss an die Urteilsverkündung zu 
erklären, ob er auf Rechtsmittel verzichtet. 2Erklärt er, ein Rechtsmittel einlegen zu wollen, ist er an die 
Geschäftsstelle zu verweisen.

(3) 1Ist der Angeklagte bei der Verkündung des Urteils abwesend, ist er über die Einlegung des zulässigen 
Rechtsmittels schriftlich zu belehren; es genügt, wenn dem zuzustellenden Urteil ein Merkblatt beigefügt 
und dies in der Zustellungsurkunde vermerkt wird. 2In den Fällen der §§ 232, 329 Absatz 1, 2 Satz 1 
Alternative 2 und Absatz 4 Satz 2 sowie des § 412 StPO ist der Angeklagte bei der Zustellung auch über 
sein Recht zu belehren, die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu beantragen (§§ 235, 329 Absatz 7 
StPO).


